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Ende 2003 waren in der Fremdsprachigenseelsorge 134 Priester (Vor-
jahr: 136) vollamtlich, 15 (16) halbamtlich, 2 (2) Diakone und 40 (37) 
Seelsorgehilfen (z. T. teilzeitlich) in 131 (131) Missionen/Pers?nal~f~r­
reien beauftragt. Eine philippinische Ordensschwester betreut dte Phiitp-
pinen in der Schweiz. 
Für die Pastoral der Kambodschaner, der Laoten und der Katholiken des 
griechischen Ritus sind Priester beauftragt, die den gleichen Dienst in 
anderen Ländern Europas übernommen haben und ihre Gläubigen in der 
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Einige Besonderheiten des religionsgemeinschaftliehen Dienstes haben Auswir-
kungen auf das Sozialversicherungsrecht Bei den grossen Volksversicherungen 
(AHV, IV und Krankenversicherung) stellen sich bezüglich der Versicherun~sun­
terstellung keine besonderen Fragen. Hingegen muss bei den Klassenversi~he­
rungen , die in erster Linie die Arbeitnehmenden schützen, anhand all?em~I~er 
Kriterien sorgfältig geprüft werden , ob eine Tätigkeit als Erwerbstät1g~e1t Im 
Sinn des Sozialversicherungsrechts zu qualifizieren ist. Vor allem fragt sich, ob 
eine unselbständige Erwerbstätigkeit vorliegt. Weiter wird religionsgemeinschaft-
licher Dienst häufig nebenamtlich oder in Teilzeitarbeit geleistet, was sozialver-
sicherungsrechtliche Folgen haben kann. Gelegentlich wird der Dienst mit Natu-
raleinkommen oder nur indirekt entschädigt. Das geltende Sozialversicherungsrecht 
kennt Instrumente, um diese besonderen Formen des Einkommens zu erfassen. 
Bei den sozialversicherungsrechtlichen Leistungen kann die Zugehörigkeit zu ei-
ner religiösen Gemeinschaft im Einzelfall zu speziellen Rechtsfolge~ fuhren, ins: 
besondere in der Invalidenversicherung und bei den Ergänzungsle1stungen. Bei 
Personen, die aufgrund ihrer religiösen Überzeugung ihre Tätigkeit auf wenige 
Funktionen innerhalb einer bestimmten Religionsgemeinschaft einschränken, stellt 
sich in der Arbeitslosenversicherung die Frage nach der Vermittlungsfähigkeit 
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Insgesamt bietet das ge ltende Sozialversicherungsrecht ausreichenden Schutz für 
religionsgemeinschaftliche Tätigkeiten. Ein Sonderrecht ftir den religionsge-
meinschaftliehen Dienst erscheint nicht erforderlich. 
Resurne 
Quelques particularites dues a une activite au sein d'une communaute religieuse 
ont des effcts sur lc droit des assurances sociales. En ce qui concerne Ia couver-
ture personneile d ' une assurance, aucune question particuliere ne se pose dans Je 
cadre des grandes assurances populaires (A VS, Al et assurances maladie). Par 
contre, dans Je cadre des assurances de classes, qui protegent en premiere ligne 
I es employes, il est m!cessaire de veri fier precisement a I ' aide de differents crite-
res s'il existe une activite en tant qu 'activite remuneree au sens du droit des assu-
rances sociales. Il s'agit avant tout de determiner s'il s'agit d'une activite n!mu-
neree dependante. En outre, une activite ausein d ' une communaute religieuse est 
souvent operee en tant que fonction annexe ou a temps partielle, ce qui peut avoir 
des repercussions au sens du droit des assurances sociales. Ce genre d'activite est 
occasionnellement dedommage en nature ou de maniere indirecte. Le droit des 
assurances sociales applicable connalt des instruments, qui permettent de prendre 
en consideration de tels revenus. 
L'appartenance a une communaute religieuse peut, dans le cadre des prestations 
des assurances sociales, provoquer dans certains cas des consequences juridiques 
particulieres, essentiellement dans le cadre de l'assurance invalidite et dans celui 
des prestations complementaires. Pour les persormes qui, etant donne leurs 
convictions religieuses Iimiten! leurs activites a un nombre reduit de fonctions au 
sein de leur communaute religieuse, se pose Ia question , concernant l' assurance 
chömage, de l'aptitude au placement. 
Le droit des assurances sociales applicable fournit en fin de compte une protec-
tion suffisanie en ce qui concerne les activites au sein de communautes religieu-
ses. Un droit particulier concernant les activites au sein de communautes reli-
gieuses n ' apparait pas comme necessaire. 
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1 Grundfragen 
1.1 Vielgestaltigkeit des religionsgemeinschaftliehen Dienstes 
Religionsgemeinschaften, die je verschiedene Glaubensinhalte vertreten, 
sind unterschiedlich organisiert. Neben den flir die Kultushandlungen 
und die Pflege der Glaubensinhalte zentralen Funktionen (Pfarrerinnen 
und Pfarrer, Priester, Rabbiner, Imame usw.) existieren bei allen Glau-
bensrichtungen zahlreiche weitere Ämter, die ebenfalls dem «religions-
gemeinschaftlichen Dienst» zuzuordnen sind (Tätigkeiten Ordensangehö-
riger im Schul- oder Pflegedienst, Kantoren, administrative Mitarbeiter, 
Jugendbeauftragte usw.). 
Da nach der geltenden Bundesverfassung vom 18. April 1999 (BV) die 
Regelungskompetenz flir das Verhältnis von Kirche (Religionsgemein-
schaften) und Staat bei den Kantonen liegt' und diese weitgehend frei 
sind, wie sie dieses Verhältnis gestalten wollen,2 ergeben sich selbst bei 
den grossen, in den meisten Kantonen öffentlichrechtlich anerkannten 
Re! igionsgemeinschaften interkantonal erheb! iche Unterschiede.3 Diese 
Unterschiede schlagen auch auf die verschiedenartige Ausgestaltung des 
religionsgemeinschaftliehen Dienstes durch. 
Noch grösser ist die Formenvielfalt des religionsgemeinschaftliehen 
Dienstes bei Vereinigungen, die sich unter dem Schutz der Glaubens-
und Gewissensfreiheit privatrechtlich organisieren.4 Die religiöse oder 
religiös-soziale Bedeutung all dieser Funktionen lässt sich nur aus dem 
jeweiligen Glaubenszusammenhang begreifen und entzieht sich einer all-
gemeingültigen Kategorisierung. 5 
Wie sich im Folgenden zeigen wird, ist eine Kategorisierung der einzel-
nen Formen religionsgemeinschaftliehen Dienstes flir die Zwecke des 
Sozialversicherungsrechts entbehrlich. Im Rahmen dieser Abhandlung 
kann der religionsgemeinschaftliche Dienst denn auch weit definiert 
werden und alle Tätigkeiten umfassen, die im engeren oder weiteren Zu-
Art. 72 Abs. I BV. 
Siehe beispielsweise HAFNER, S. 717, Rz. 33 f.; KLEY, S. 26. 
Siehe die Übersicht bei FAMOS, S. 47 IT. 
CAVELTI. URS JosEF, Kommentar zu Art. 15 BV, in : Ehrenzeller, Bemard et al., Die 
Schweizerische Bundesverfassung. Kommentar, Zürich/Basel/Genf 2002, Rz. 18; Rü-
ECi<i. S. 299 ff. 
Siehe etwa die reichhaltige Übersicht bei RüEGG, S. 48 ff. 
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samme~h.ang mit den von der jeweiligen Glaubensüberzeugung gebote-
nen religwnsgemeinscha.filichen Pflichten stehen. 6 
1.2 Ziele des Sozialversicherungsrechts 
Das . Sozialversicherungsrecht will die ganze Bevölkerung oder genau zu 
bes~unmen?~ grösser~ Teile von dieser gegen die wirtschaftlichen Folgen 
sozialer Risiken absichern. Die "klassischen" sozialen Risiken bilden 
~ankheit, Mutterschaft, Alter, Arbeitsunfalle, Berufskrankheiten Fami-
h.enlasten, I~valid_ität, ~ interlassensein sowie Arbeitslosigkeit. 7 D;n Ver-
Sicherten Wird beim EI~tritt eines solchen Risikos ein in der Regel pau-
schaler Schadensausgleich gewährt, der sich nach den normativen Vor-
ga?e~ des jeweiligen Versicherungszweigs bemisst. Entscheidend ist da-
?ei, m welchen Versicherungszweigen eine betroffene Person versichert 
Ist, d. h. welcher Versicherung sie nach den sozialversicherungsrechtli-
chen Vorgaben unterstellt ist. 
Im F~lgend~n wird versucht, die sozialversicherungsrechtliche Relevanz 
der VIelfaltigen Formen des religionsgemeinschaftliehen Dienstes und 
deren Besonderheiten zu erläutern. Von Interesse ist insbesondere ob 
das ge~tendc ~ozialvcrsichcrungsrecht auch flir die im religionsgen;ein-
schaftiichen Dienst Tätigen seine Schutzziele adäquat erreicht. 
2 Sozialversicherungsrechtliche Erfassung des religions-
gemeinschaftlichen Dienstes 
2.1 Grundlegendes zur Versicherungsunterstellung 
~äufige Anknüpfungspunkte der Zugehörigkeit einer natürlichen Person zu 
e~nem Sozialversicherungsträger bilden etwa der Wohnsitz in der Schweiz 
di-~ ~usübung irgendeiner Etwerbstätigkeit, die Ausübung einer unselb~ 
standigen Erwerbstätigkeit oder die Erbringung einer sozialversicherten 
Die vorherrschende sozialvers icherungsrechtliche Praxis verwendet indes einen viel 
engeren Begnff des religionsgemei nschaft liehen Dienstes, vgl. hinten bei FN 51. 
S1ehe etwa MEYER-B LASER, Rz. 14. 
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Dienstleistung.8 Die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Berufsgruppe oder 
einer sozialen Gemeinschaft ist - mindestens im Bereich der gesetzlichen 
Versicherungsunterstellung9 - kein Anknüpfungspunkt der Versichertenei-
genschaft. Dementsprechend stellt auch die Zugehörigkeit zu oder die Tä-
tigkeit flir eine Religionsgemeinschaft in der Regel keinen Anknüpfungs-
punkt flir die Versicherungsunterstellung dar. Einzig Art. I a Abs. 3 der 
Verordnung über die Unfallversicherung vom 20. Dezember 1982 (UVV) 
erwähnt in diesem Zusammenhang die Angehörigen religiöser Gemein-
cl 10 schaften geson ert. 
2.2 Besonderheiten des religionsgemeinschaftliehen Dienstes 
So verschieden die Glaubensinhalte der Religionsgemeinschaften sind, 
so unterschiedlich sind auch die Formen des religionsgemeinschaftliehen 
Dienstes. Nur einzelne dieser Besonderheiten sind jedoch sozialversiche-
rungsrechtlich relevant. 
2.2.1 Religionsgemeinschaftlich bedingte Besonderheiten 
Religionsgemeinschaftliche Tätigkeiten werden sehr häufig ehrenamt-
lich, d. h. ohne die Erwartung oder Ausrichtung eines Entgelts, ausgeübt. 
Der Antrieb für solche Tätigkeiten ist sehr häufig rein ideell. Dies hat 
Auswirkungen in denjenigen Versicherungszweigen, die (auch) an der 
Erwerbstätigkeit anknüpfen .11 
Insbesondere in verhältnismässig geschlossenen Religionsgemeinschaf-
ten (religiöse Orden, Klostergemeinschaften) werden die in der jeweili-
gen Gemeinschaft Tätigen mit Naturallohn (Unterkunft, Nahrung etc.) 
versorgt. Die Gemeinschaft bietet sodann auch Sicherheit in Fällen, in 
AusfUhrlieh LOCHER, S. 192 fT., 198 fT.; siehe auch M EYER-BLASER, Rz. 52. 
Bei den "freiwilligen" Sozialversicherungsverhältnissen können sich hier Abwe.i-
chungen ergeben, da etwa flir bestimmte Branchen in einem Gesamtarbeitsvertrag die 
Versicherungsunterstellung vorgesehen wird (z. B. Krankentaggel.dversicherung~n, 
weitergehende berufliche Vorsorge, private Zusatzversicherungen 1m Unfallbereich 
etc.). In diesen Fällen ist stets noch der Abschluss eines gesonderten Vertrags not-
wendig, damit das Versicherungsverhältnis entsteht. 
1
" Dazu unten Ziff. 2.4.3. 
I I I l ntpn 7ifT 2.4. 
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denen ein Mitglied auf Hilfe und Beistand (insbesondere Pflege) ange-
wiesen ist. Während sich beim Naturallohn die Frage stellt, wie dieser 
sozialversicherungsrechtlich zu erfassen ist, 12 wirkt sich der Beistand der 
Gemeinschaft in schwierigen Situationen allenfalls leistungsseitig - vor 
allem bei den Ergänzungsleistungen - aus. u 
Religionsgemeinschaften organisieren häufig Spendensammlungen für die 
in ihrem Dienst wirkenden Personen. Zuwendungen oder Almosen an die 
im religiös motivierten Dienst Tätigen gehören oft auch zu den Glaubens-
pflichten der Angehörigen der Religionsgemeinschaften. Zunächst fragt 
sich hier aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht, ob diese finanziellen Zu-
flüsse überhaupt Erwerbseinkommen darstellen. 14 Sind sie als Erwerbsein-
kommen zu qualifizieren, schliesst sich das Problem an, ob eine selbstän-
dige oder unselbständige Erwerbstätigkeit anzunehmen ist. 15 Weiter ist zu 
bestimmen, wie diese Einkommensbestandteile zu erfassen sind. 16 
Tätigkeiten im religionsgemeinschaftliehen Dienst werden sehr häufig 
nebenamtlich oder in Teilzeitarbeit verrichtet. In verschiedenen Versi-
cherungszweigen - vor allem in der beruflichen Vorsorge und der Versi-
cherung für Nichtberufsunfälle- ist deshalb gesondert zu betrachten, ob 
und in welchem Umfang eine Teilzeittätigkeit überhaupt zur Versiche-
rungsunterstellung fuhrt. 17 
Durch den Bezug zu den Religionsinhalten ist religionsgemeinschaftliche 
Tätigkeit häufig auf eine ganz bestimmte Gemeinschaft ausgerichtet. Tä-
tigkeiten für andere Religionsgemeinschaften oder auch ausserhalb der 
Religionsgemeinschaft lassen sich mit den Glaubensinhalten der Betrof-
fenen oft nicht vereinbaren. Diese Aspekte können etwa bei der Beurtei-
lung der Arbeitsunfahigkeit einer Person oder im Leistungsrecht der Ar-
beitslosenversicherung (AL V) von Bedeutung sein. IR 
12 
Unten ZifT. 3.1. 
13 
Unten ZifT. 4.3 . 
14 
Unten Ziff. 2.4.1. 
15 
Diese Frage ist ftir die Versicherungsunterstellung in verschiedenen Versicherungs-
zweigen von entscheidender Bedeutung. Unten Ziff. 2.4.2. 
16 
Unten Ziff. 3. 
17 
Unten Ziff. 2.4.4. 
18 
Unten ZifT. 4.4. 
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2.2.2 Besonderheiten bei öffentlich-rechtlicher Anstellung 
In zahlreichen Kantonen sind grosse Religionsgemeinschaften öffentlich-
rechtlich anerkannt. In einigen unterstehen zentrale religionsgemein-
schaftliche Tätigkeiten (Pfarrer etc.) dem öffentlichen Dienstrecht Aus 
sozialversicherungsrechtlicher Sicht macht es jedoch keinen Unterschied, 
ob ein Arbeitsverhältnis dem öffentlichen oder dem privaten Recht unter-
steht. Die Sozialversicherungsbestimmungen gelten - mit wenigen, hier 
nicht massgeblichen Ausnahmen - auch für öffentlich-rechtliche Anstel-
lungsverhältnisse. 
2.3 Volksversicherungen 
Einige zentrale Sozialversicherungszweige sind als "Volksversicherun-
gen" ausgestaltet. Sie erfassen grundsätzlich die gesamte Bevölkerung, 
also neben den Arbeitnehmenden auch die Selbständigerwerbenden und 
die Nichterwerbstätigen.19 Zu diesen Volksversicherungen zählen insbe-
sondere die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV), die Invali-
denversicherung (IV), die Erwerbsersatzordnung (E0)20 und die obligato-
rische Krankenpflegeversicherung (K V). 
In der AHV sind grundsätzlich die natürlichen Personen mit Wohnsitz in 
der Schweiz, die in der Schweiz erwerbstätigen natürlichen Personen 
sowie bestimmte im Ausland tätige Schweizer Bürger obligatorisch ver-
sichert. 21 Hinsichtlich der Versicherteneigenschaft gilt das AHV -Recht 
auch ftir die IV. 22 
Das System der "ersten Säule", also der AHV und IV, wird durch d~e Er-
gänzungsleistungen komplettiert. Diese gewährleisten den B~zügennnen 
und Bezügern bestimmter Leistungen von AHV und IV sowie Personen, 
die einzig deshalb keine AHV/IV-Rente erhalten, weil bestimmte versi-
1
q Siehe etwa MAURER, Bd. I, S. 263. 
20 Die EO erfasst in Anlehnung an die AHV grundsätzlich die ganze Bevölkerun~, auch 
Frauen und Ausländerinnen und Ausländer, ohne Rücksicht darauf, ob die emzelne 
Person je in die Lage kommen wird, eine Tätigkeit auszui~ben , welche. ~ac? Art. I a 
des BG über die Erwerbsersatzordnung ftir Dienstleistende m Annee, Zivildienst und 
Zivilschutz (EOG) zu einem Entschädigungsanspruch führt. 
21 Art. 1 a Abs. I des BG über die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 20. De-
zember 1946 (AHVG). 
22 Art. 1 a des BG über die In validenversicherung vom 19. Juni 1959 (IVG). 
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cherungsmässige Voraussetzungen nicht erfüllt sind, die Sicherung einer 
"angemessenen" Existenz. Mit den weiter unten genannten Einschrän-
kungen23 haben damit die im religionsgemeinschaftliehen Dienst Tätigen 
auch Anspruch auf Ergänzungsleistungen. 24 
Auch die Pflicht, sich in der sozialen Krankenpflege zu versichern, 
knüpft grundsätzlich am schweizerischen Wohnsitz an. 25 Die zahlreichen 
Ausnahmen von diesem Grundsatz, die der Bundesrat statuiert hat, 
betreffen keine typischen Merkmale des religionsgemeinschaftliehen 
DiensteS.
26 
Immerhin wird die Frage diskutiert, ob die PHicht zur obliga-
torischen Krankenpflegeversicherung gegen die Religionsfreiheit ver-
stossen könnte.
27 
In seiner bisherigen Praxis erachtet sich das Bundesge-
richt aufgrund des Massgeblichkeitsgebots von Art. 191 der Bundesver-
fassung als an die gesetzlich statuierte Versicherungspflicht gebunden. 28 
Bezüglich der Versicherungsunterstellung der im religionsgemeinschaft-
liehen Dienst Tätigen ergeben sich damit bei den Volksversicherungen 
keine gewichtigen Schwierigkeiten. Soweit der schweizerische Wohnsitz 
(bzw. im AHV-Recht auch e ine Erwerbstätigkeit in der Schweiz) gege-
ben ist, unterstehen sämtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des reli-
gionsgemeinschaftliehen Dienstes dem Versicherungsobligatorium. Im 
AHV /IV -Recht bietet jedoch die Bestimmung des Beitragsstatuts29 sowie 
des ftir die Beitragsbemessung massgeblichen Erwerbseinkommens30 ge-
wisse Probleme. 
23 Unten Ziff. 4.3. 
24 
Da die Ergänzungsleistungen aus Steuermitteln und nicht mit Beiträgen finanziert 
werden, bestimmt sich das Versichertsein lediglich nach der Ertli llung der Leistungs-
voraussetzungen; LOCHER, S. 195. 25 
26 
Art. 3 Abs. I des BG über die Krankenversicherung vom 18. März 1994 (KVG); siehe 
auch Art. 13 Abs. I ATSG. 
Art. 3 Abs. 2 K VG in Verbindung mit Art. 2 ff. der Verordnung über die Krankenver-
sichemng vom 27. Juni 1995 (KVV). 27 
Siehe etwa Duc, S. 200. 
28 
Entscheid des Eidgenössischen Versicherungsgerichts vom 14. November 2000 
(K 57/00), wiedergegeben in Kranken- und Unfallversichemng, Rechtsprechung und 
Verwaltungspraxis (RKUV), 200 I, K V Nr. 151 (S. 117 ff.). 
29 Unten Zi ff. 2.4. 
30 Unten Ziff .\ . 
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2.4 Klassenversicherungen 
Einige Sozialversicherungszweige folgen dem Selektionistischen Ansatz 
der Klassenversicherung, wie er sich erstmals in BISMARCKs Sozialversi-
cherungen entfaltete .31 In verschiedenen Sozialversicherungszw_eigen 
sind nur die unselbständig Erwerbstätigen (Arbeitnehmende) obhgato-
. • 
32 d b n· h V 33 d risch versichert, namentlich m der ALV, er eru tc en arsarge un 
der Unfallversicherung (UV).34 Die kantonalen Familienzulagenordnun-
gen unterstellen ebenfalls durchgehend die unselbständig Erwer_b~tätigen 
der Versicherung.35 Vereinzelt findet sich im kantonalen Famthenzula-
gerecht auch ein Obligatorium für Selbständigerwerbende.
36 
In einigen Zweigen können sich zudem Selbständigerwerbende freiwillig 
versichern insbesondere in der beruflichen Vorsorge37 und der UY.
38 
Grundsätzlich setzen diese freiwilligen Versicherungen eine Erwerbstä-
tigkeit voraus. 
2.4.1 Begriff der Erwerbstätigkeit 
Der Begriff der Erwerbstätigkeit wird weder im BG über den Allgemei-
nen Teil des Sozialversicherungsrechts vom 6. Oktober 2000 (ATSG) 
noch in den Einzelgesetzen definiert. Seine praktische Bedeutung ist aber 
gross, da sich die Antwort auf die Frage, ob eine Person (als Arbeitneh-
merin oder Selbständigerwerbende) erwerbstätig ist oder keine Erwerbs-
31 Mi\URER, Bd. I, s. 263. 
32 Obligatorisch versichert ist, wer sich bis zur Erreichung der AHV-A ltersgrenz~ als 
Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer im Sinn von Art. I 0 ATSG betätigt und emen 
massgebenden Lohn im Sinn des AHV -Rechts erzielt; Art. 2 Abs. 2 lit. -~~es BG über 
die obli gatorische Arbeits losenversicherung und lnsolvenzentschadtgung vom 
25. Juni 1982 (A VIG). 
33 Art. 5 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 2 Abs. 1 des BG über die berufliche Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 1982 (BVG). 
34 Art. 1 a Abs. 1 des BG über die Unfallversicherung vom 20. März 1981 (UVG) in Ver-
bindung mit Art. 1 UVV. 
3
' Siehe Bundesamt für Sozialversicherung, Grundzüge der kantonalen Familienzulage-
ordnungen, Stand I . Januar 2003, S. 30 ff. (zu konsultieren unter <http//www.bsv.ad-
min.ch/farn/grundlag/d/grundzuege.pdf> [besucht am I 0. 4. 2004)). 
3
" Ebd. 
.n Art . 4 und 44 BVG. 
JX Art . 4 f. UVG; zum Ganzen auch KIESER/RIEM ER-Ki\FKA, Tafel 22. 
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tätigkeit ausübt, in der Regel darauf auswirkt, ob und in welcher Sozial-
versicherung und in welchem Umfang sie beitragspflichtig und versichert 
ist.39 Die Qualifikation als "Erwerbstätigkeit" richtet sich in allen Soziai-
versicherungszweigen nach dem AHV-Recht. Dabei ist unbestritten, dass 
der Begriff der Erwerbstätigkeit aus AHV-rechtlicher Sicht eigenständig, 
d. h. ohne direkte Anlehnung an das Privat- oder Steuerrecht definiert 
werden muss.40 
Erwerbstätig ist nach der Praxis eine Person, die mit dem Ziel handelt, ihre 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zu erhöhen.4 1 Der Begriff der Erwerbstä-
tigkeit setzt demnach die Ausübung einer auf die Erzielung von Einkom-
men gerichtete (persönliche) Tätigkeit voraus.42 Als Handlung giltjede Art 
von Tätigkeit, insbesondere der Einsatz von Arbeitskraft. 43 Die Handlung 
muss systematisch und planmässig auf den Zufluss wirtschaftlicher Güter, 
d. h. auf die Erzielung von Einkommen, gerichtet sein.44 Für die Beantwor-
tung der Frage, ob Erwerbstätigkeit vorliegt, kommt es jedoch nicht darauf 
an, ob die betreffende Person eine E1werbsabsicht für sich in Anspruch 
nimmt.45 Diese muss vielmehr aufgrund der konkreten wirtschaftlichen 
Tatsachen nachgewiesen sein.46 
Für die Unterstellung unter die vorne genannten Volksversicherungen 
(AHV, IV, EO und K V) kommt es grundsätzlich nicht darauf an, ob eine 
Erwerbstätigkeit ausgeübt wird.47 Erwerbstätigkeit führt in diesen Fällen 
39 LOCHER, S. 165. 
40 BINSWi\NG ER, S. 34; siehe auch Bö111 , S. 96 f.; KIESER, Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung, Rz. 28; KÄSER, Rz. 3.5. 
41 BGE 128 V 20 E. 3b; KIES ER, Rechtsprechung, S. 21; LOCHER, S. 166. 






Siehe flir die Begründung dieser Voraussetzung aus historischer Sicht BöHI, S. 89fT., 
92 f.; mit systematischen Erwägungen BINSWi\N(;ER, S. 34; KIESER, Alters- und Hin-
terlassenenversicherung, Rz. 28. 
GREBER/Duc/SCARTAZZINI, Art. 4 N. 7 fl.; KI ESER, Rechtsprechung, S. 21; LOCHER, 
S. 166 f.; zum Gegenleistungscharakter der Zuflüsse Sozialversicherungsrecht, Recht-
sprechung (SVR), 1997, AI-IV Nr. 119 (freier Missionar im Ausland), E. 4c. 
Immerhin kommt der Erwerbsabsicht aber eine gewisse Hinweisfunktion zu: siehe 
etwa SVR 1997, AHV Nr. 119 (freier Missionar im Ausland), E. 4c, mit Hinweis auf 
BGE 115 V 171 E. 9b. 
BGE 128 V 20 E. 3b; 125 V 383 E. 2a; siehe auch Bö HI, S. I 0 I ff.; GRE-
BERIDuc/SCARTAZZINI, Art. 4 N. 8; KÄSER, Rz. 3.12. 
Ausser im Fall, dass eine Erwerbstätigkeit in der Schweiz ei ner Person ohne Wohnsitz 
in der Schweiz Anknüpfungspunkt tlir die Unterstellung bildet; Art. I a Abs. I lit. b 
AHVG. 
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nur zu einem Wechsel des Beitragsstatuts .48 Hingegen ist es ftir die Un-
terstellung unter die obligatorischen oder freiwilligen Klassenversiche-
rungen von entscheidender Bedeutung, ob überhaupt ein Erwerbsein-
kommen im Sinn der AHV-Gesetzgebung49 vorliegt. 
Die in der Praxis entschiedenen Fälle zeigen, dass die Anwendung der 
allgemeinen Voraussetzungen der "Erwerbstätigkeit" bei religionsge-
meinschaftliehen Tätigkeiten gewisse Schwierigkeiten bereiteten.50 
2.4.1.1 Mitglieder religiöser Gemeinscharten/Ordensangehörige 
Als religiöse Gemeinschaften im engeren Sinn gelten Vereinigungen, de-
ren Mitglieder aus religiösen Gründen ein gemeinschaftliches Leben fUh-
ren, ihre ganze Arbeitskraft in den Dienst der Gemeinschaft stellen und 
auf persönliches Einkommen verzichten. Dazu zählen die Diakonissen-
anstalten, die römisch-katholischen Orden, Kongregationen und ähnliche 
Vereinigungen. 51 
Die Mitglieder der Vereinigung, die im Mutterhaus oder in dessen Be-
trieben tätig sind, gelten grundsätzlich als Nichterwerbstätige.52 Wo die 
Verhältnisse es rechtfertigen, kann die religiöse Gemeinschaft im Einver-
ständnis mit der Ausgleichskasse solche Mitglieder als Erwerbstätige be-
handeln.53 Dies ist vor allem dann der Fall, wenn für Tätigkeiten der Ge-
meinsc haftsangehörigen von dritter Seite finanzielle Gegenleistungen 
oder regelmässige Spenden erbracht werden. 
Soweit sich die Tätigkeit der Angehörigen einer religiösen Gemeinschaft 
jedoch nicht nur auf den gemeinschaftlichen Dienst beschränkt, sondern 
4
x Mit diesem sind andere Beitragssätze sowie ein anderes Beitragsbezugsverfahren ver-
knlipfl; siehe etwa Bö111, S. 96 ff. 
4~ Siehe etwa KIESERIRIEMER-KAFKA, Tafeln 2 1 und 22. 
"
0 Zusan1menfassungen dieser Rechtsprechung finden sich bei GREßER/Duc/SCARTAZZINI, 
Art. 4 N. 58, 90, teil weise auch Art. 5 N. 151 ff. ; sowie KIESER, Rechtsprechung, 
s. 36 f., 83. 
51 Bundesamt ftir Sozialversicherung, Wegleitung über die Beiträge der Selbständiger-
werbenden und Nichterwerbstätigen in der AHV, IV und EO (WSN), Stand I. Januar 
2004. Rz. 2020, mit Hinweis auf Entscheidungen des Eidgenössi schen Versiche-
run gsgerichts (EVGE) 1949, S. 172 E. 2 ( Zeltmissionare Gehrüder Hegg). 
'
2 Z. B. GREBER/Duc/ScARTAZZINI , Art. 10 N. 14. 
'
3 WSN. Rz. 2021. Dazu auch Bundesamt ftir Sozialversicherung, Wegleitung über den 
m~<;spehenden Lohn in der AHV, IV und EO (WML), Stand I. Januar 2004, Rz. 4017 [ 
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a~sserhalb der Gemeinschaft für Dritte erbracht wird, liegt in der Regel 
eme (unselbständige) Erwerbstätigkeit vor. 54 Dies ist etwa der Fall bei 
~rdensangehörigen, die in. der Kra~kenptlege oder im Schuldienst tätig 
smd. Der Umstand, dass em allfalltges Entgelt nicht den einzelnen An-
gehörigen, sondern ihrer Gemeinschaft ausgerichtet wird ändert an der 
Qualifikation als Erwerbstätigkeit nichts." ' 
2.4.1.2 Pfarrerinnen und Pfarrer, Prediger 
~ie meiste~ ~eligionsgemeinschaften kennen zentrale religiöse Ämter, 
d1~ regelmas~Ig :on derselben Person ausgeübt werden (Pfarrerinnen, 
Pnester~ ~~ed1genn~en, Vorbeter etc.). Häufig berechtigt nur eine beson-
d~re re1Ig10se Qualtfikation (Priesterweihe, besondere theologische Aus-
bildung etc.) zur Ausübung einer solchen Tätigkeit. Aufgrund ihrer zent-
~alen ~tellun~ für die Kultushandlungen der Religionsgemeinschaften 
ube~Ie?t bei den entsprechenden Personen meist die ideell-religiöse 
MotivatiOn flir die Tätigkeit deutlich. Wie dargelegt stellt der sozialver-
sicherungsrechtliche Begriff des Erwerbseinkommens aber nicht auf die 
m~~ e.iner !ätigkeit verbundene Erwerbsabsicht, sondern auf die regel-
massTge Emkommenserzielung ab. 5 ~ 
~enn al.so mit einer zentralen Tätigkeit im religionsgemeinschaftliehen 
Dienst em regelmässiges Einkommen erzielt wird, ist diese als Erwerbs-
~ätigkeit zu qualifizieren. Es ist nicht erforderlich, dass das Einkommen 
m Geld ausbezahlt wird. Die regelmässige Zuwendung von Naturalleis-
tungen (häufig Kost und Logis) stellt ebenfalls Erwerbseinkommen dar ;7 
Wird di~ Tätigkeit jedoch ohne jede materielle Gegenleistung rein ei1_ 
renamthch erbracht, so liegt keine Erwerbstätigkeit im sozialversiche-




WSN, Rz. 2022; GREIIER/Duc/ScARTAZZINI, Art. 1 o N. 14. 
GREBER/Duc/ScA RTAZZINI, Art. 4 N. 89; siehe auch EVGE 1950 s. 32 (religiöse 
"Kongre~at10n der Sp1talschwestem"); zur Berechnung des massgebenden Lohns in 
d1esen Fallen WML Rz. 4016 ff. und unten ZifT. 3.4. Siehe auch Bundesamt ftir Sozi-
alversicherung, Wegleitung über den Bezug der Beiträge in der AHV IV und EO 
(WBB), Stand I. Januar 2004, Rz. I 0 16. ' 
56 Oben 2.4. I . 
57 
GR EBER!Duc/ScA RTA ZZINI. Art. 5 N. 152. 
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Die Tätigkeit ist als unselbständige Erwerbestätigkeit zu qualifizieren, 
wenn sie flir eine religiöse Vereinigung oder im Auftrag einer bestimm-
ten natürlichen Person erbracht wird, die dann als Arbeitgeberio gilt. 58 
Die Pfarrerinnen und Pfarrer der öffentlich-rechtlich anerkannten Religi-
onsgemeinschaften, die allenfalls auch öffentlich-rechtlich angestellt 
sind, gelten damit stets als unselbständig Erwerbstätige. 
2.4.1.3 Wanderprediger und Missionare 
Lassen sich die soeben beschriebenen, regelmässig ausgeübten zentralen 
Tätigkeiten ftir eine Religionsgemeinschaft sozialversicherungsrechtlich 
verhältnismässig einfach erfassen, so gilt dies nicht für viele andere Betä-
tigungen. Allein schon die grosse Vielfalt der Tätigkeiten erfordert in je-
dem Einzelfall eine genaue Beachtung der jeweiligen Umstände des Ein-
zelfalls. 59 
Aufgrund der konkreten Umstände des Einzelfalls wurde etwa bei einem 
Missionar, der seine Lebensbedürfnisse auf das Allernotwendigste be-
schränkte und bei dem kein relevanter Zusammenhang zwischen den 
freiwilligen Spenden und Hilfeleistungen und der Missionarstätigkeit be-
stand, keine Erwerbstätigkeit angenommen. Der entsprechende Missionar 
wurde demnach als Nichterwerbstätiger behandelt. 60 
Wer dagegen als Wanderprediger oder Missionar seinen Lebensunterhalt 
aus Kollekten deckt, die regelmässig ftir seinen Unterhalt erhoben wer-
den, gilt als Selbständigerwerbender.6 1 Wird jemand ftir diese Tätigkeit 
von einer Religionsgemeinschaft regelmässig entschädigt, ist er als un-
selbständig Erwerbstätiger zu qualifizieren. <' 2 
5
R Siehe etwa KIESER. Rechtsprechung, S. 36 f., mit Hinweisen . 
5~ Siehe etwa GREBERIDuc/SCARTAZZ INI , Art. 4 N. 58; KIESER, Rechtsprechung, S. 83, 
mit Hinweisen . 
60 EVGE 1949 S. 172 E. 2 (Zeltmissionare Gehrüder Hegg) ; gleich gelagert der Ent-
scheid in der Zeitschrift ftir die Ausgleichskassen (ZAK) 1950, S. 36; siehe auch SVR 
1997, AHV, Nr. 119 (freier Missionar im Ausland). Gegenbeispiel in ZAK 1950, 
S. 159 f. (mit kleinem Fixum bedachte Zeugen Jehovas). 
61 ZAK 1950, S. 406 f.; siehe die Zusammenstellung der entsprechenden Kriterien in: 
SVR 1997, AHV, Nr. 119 (freier Missionar im Ausland), E. 4c. 
''
2 ZA K 1950 S. 36, 159 f. , 406 f. nicht erfüllt im Fall SVR 1997, AHV, Nr. 119 (freier 
~~; cc ;nn~r im A11slandl. E. 4b. 
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Gerade bei der sozialversicherungsrechtlichen Erfassung dieser sehr spe-
ziell gelagerten Tätigkeiten sind die allgemeinen Voraussetzungen ftir 
die Annahme einer Erwerbstätigkeit von grosser Bedeutung. Ihre konse-
quente Handhabung ermöglicht eine rechtsgleiche und damit auch religi-
ös neutrale Erfassung der verschiedenartigsten religionsgemeinschaftli-
ehen Tätigkeiten. 
2.4.1.4 Hilfstätigkeiten für Religionsgemeinschaften 
Religionsgemeinschaften benötigen häufig administratives Hilfspersonal 
(Sekretärinnen, Hauswarte, Sakristane). Dieses Personal wird normaler-
weise in gewöhnlichen Anstellungsverhältnissen mit üblicher Entlöh-
nung beschäftigt. Sozialversicherungsrechtlich ergeben sich kaum Be-
sonderheiten. 
Häufig werden ftir besondere Kultushandlungen auch Künstler 
(z. B. Kirchenmusiker) beigezogen. Üben diese ihre Tätigkeit ehrenamt-
lich aus, so gelten sie daftir als nichterwerbstätig. Erhalten sie ein Ent-
gelt, so fragt sich in erster Linie, ob es sich um eine selbständige oder 
unselbständige Erwerbstätigkeit handelt.63 
2.4.2 Bedeutung der Qualifikation als selbständige oder un-
selbständige Erwerbstätigkeit 
Als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gelten Personen, die in unselb-
ständiger Stellung Arbeit leisten und dafür massgebenden Lohn nach dem 
jeweiligen Einzelgesetz beziehen (Art. I 0 A TSG). In wichtigen Sozialversi-
cherungen ist eine Person etwa nur dann obligatorisch versichert, wenn ihr 
Arbeitnehmereigenschaft zukommt.64 Selbständigerwerbende können sich 
in diesen Zweigen nur freiwillig65 oder überhaupt nicht66 versichern lassen. 
63 
Dazu sogleich 2.4.2. 
64 Siehe oben bei FN 32 ff. 
65 
Siehe oben bei FN 37 f. 
66 
Trotz grundsätzlich bestehender Bundeskompetenz (Art. 114 Abs. 2 lit. c BV) wurde 
bislang noch keine freiwillige AL V ftir Selbständigerwerbende geschaffen; siehe 
NUSSBAUM ER, Rz. 39. 
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Die Gesetzgebung hat der Praxis bei der Abgrenzung zwischen selbstän-
diger und unselbständiger Tätigkeit bewusst einen grossen Spielraum 
eingeräumt.67 Auf diese Weise soll auf die Vielfalt der Beschäftigungs-
formen und veränderte wirtschaftliche Gegebenheiten reagiert werden 
können. 68 Zudem können insofern "Missbräuche" vermieden werden, als 
nicht zu Ungunsten von Versicherten, die faktisch unselbständig sind, ei-
ne selbständige Erwerbstätigkeit angenommen wird.69 Massgeblich sind 
nach ständiger Rechtsprechung die wirtschaftlichen Verhältnisse, nicht 
die zivilrechtliehen Formen, in denen sich ein Dienstverhältnis zeigt. 70 
Zum Entgelt, also dem massgebenden Lohn,71 gehören grundsätzlich alle 
Bezüge, die wirtschaftlich mit dem Arbeitsverhältnis zusammenhängen.
72 
Wie dargelegt können darunter auch Naturalleistungen oder andere, als 
Spenden erhobene und einer Person regelmässig weitergeleitete Beträge 
gelten. 73 Das Begriffselement der untergeordneten (unselbständigen) 
Stellung bereitet in der Praxis die grössten Schwierigkeiten.74 Gerade bei 
neueren Beschäftigungsformen (freie Mitarbeit, Arbeit auf Abruf, Tele-
arbeit etc.) muss in jedem Einzelfall geprüft werden, ob es sich um eine 
Arbeitnehmertätigkeit im Sinn von Art. 10 A TSG oder aber um eine 
selbständige Erwerbstätigkeit handelt.75 Die massgeblichen Kriterien flir 
die Beurteilung der untergeordneten Stellung (bzw. der betriebswirt-
schaftlichen oder arbeitsorganisatorischen Abhängigkeit, des fremdbe-
stimmten Arbeitseinsatzes) bilden die Weisungsgehundenheit, die Re-
chenschafisp.flicht sowie die Eingliederung in eine.fi-emde Arbeitsorgani-
sation . Unselbständigkeit zeichnet sich in der Regel weiter durch dasfeh-
67 KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 10, Rz. 5; vgl. auch GERBER, S. 96 f. 
fiR Vgl. KIESER, Alters- und Hinterlassenenversicherung, Rz. 32 tf.; LOCHER, S. 170. 
69 Dazu etwa BüHl, S. I I 0 f. 
70 Statt vieler KÄSER, Rz. 4.7 , mit Hinweisen; WML, Rz. 1022 und Anhang 5, Ziff. 3.5. 
Eingehend zur Problematik LANZ, RAPHAEL, Die Abgrenzung der selbständigen u?d 
unselbständigen Erwerbstätigkeit im Sozialversicherungs-, Steuer- und Zivilrecht, m: 
Aktuelle Juristische Praxis 1997, S. 1463 ff. 
71 Der je nach Versicherungszweig als Beitragsobjekt anders umschrieben sein kann; 
LoCHER. S. 170; KIESER, A TSG-Kommentar, Art. I 0, Rz. II . 
72 Näheres bei KÄSER, Rz. 4.8 ff. 
73 Oben bei FN 55, 58, 62. 
74 Siehe die Zusammenstellung der einschlägigen Praxis in WML, Rz. I 013 ff. und An-
hang 5, Ziff. 3.1. 
75 Ein gehend zu diesen Abgrenzungsfragen GREBER/Duc/SCARTAZZINI, Art. 5 N. 15 ff.; 
KÄ SER, Rz. 4.14 ff.; KI ESER, Alters- und Hinterlassenenversicherung, Rz. 32 ff.; 
WM I R7 10n ff nnrl Anh;~np .'i . 7.iff. :u. 
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Iende Unternehmerrisiko aus. 76 Falls Merkmale sowohl der selbständigen 
wie auch der unselbständigen Erwerbstätigkeit erfüllt sind, muss ent-
schieden werden, welche Kriterien im konkreten Fall überwiegen. 77 
In den Kerngebieten des religionsgemeinschaftliehen Dienstes, d. h. bei 
Tätigkeiten, die vollamtlich für eine Religionsgemeinschaft erbracht wer-
den, stellen sich kaum Abgrenzungsprobleme. Soweit nicht Ehrenamt-
lichkeit - also eine Nicht-Erwerbstätigkeit - anzunehmen ist, sind diese 
Personen in der Regel unselbständig erwerbstätig. Arbeitgeberin ist die 
jeweilige Religionsgemeinschaft. Diese muss nicht zwingend über 
Rechtspersönlichkeit verfügen, um Arbeitgeberinsein zu können. 78 
Angehörige religiöser Gemeinschaften (religiöse Orden etc.), die im 
Dienste Dritter stehen, gelten als unselbständig Erwerbstätige.79 Arbeit-
geberin ist in diesen Fällen die Person, zu der Mitglieder der Gemein-
schaft vom Mutterhaus gegen Entgelt zum Dienst abgeordnet werden, 
gleichgültig ob das Stationsgeld (Geldlohn) den einzelnen Mitgliedern 
oder dem Mutterhaus ausgerichtet wird.80 
Schwierig ist die Qualifikation der Tätigkeit bei verhältnismässig "losen" 
Beziehungen, wie sie etwa zu Missionaren, Wanderpredigern oder auch 
Kirchenmusikern bestehen. Es ist immer zu beachten, ob die jeweilige 
Tätigkeit auf Weisung einer bestimmten Religionsgemeinschaft ge-
schieht - was bei Wanderpredigern und Missionaren nicht unbedingt der 
Fall zu sein braucht - , und ob fi.ir die Tätigkeit e in Entgelt, d. h. "mass-
gebender Lohn" ausgerichtet wird. Die Fragen sind im Hinblick auf die 
allgemeinen Kriterien, wie sie von der Praxis entwickelt wurden,81 zu be-





Vgl. WML, Anhang 5, Ziff. 3.1. 
BüHl, S. 122; KIESER, Alters- und Hinterlassenenversicherung, Rz. 36; LOCHER, 
S. 173 , mit Hinweis auf den Entscheid des Eidgenössischen Versicherungsgerichts 
vom 31. Juli 200 I in Rechtsprechung und Verwaltungspraxis in der AHV, IV, EL. 
EO, FZ und beruflichen Vorsorge 200 I, S. 256 E. 2a. Nicht bestätigt wurde demnach 
die Lehrmeinung von GREB ER/Duc/SCARTAZZINI, Art. 5 N 113, die das Fehlen der un-
tergeordneten Stellung und das Unternehmerrisiko als kumulative Voraussetzungen 
fur die Annahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit erachtet. 
Kl ESER, ATSG-Kommentar, Art. I I, Rz. 4, mit Hinweis; LOCHER, S. 175 . 
79 WSN, Rz. 2022. 
80 
81 
WBB, Rz. 1016. Die Arbei tgeberin hat jedoch ihre Beiträge an AHV, IV, EO und 
AIV sowie den Verwaltungskostenbeitrag dem Mutterhaus zu erbringen. 
Oben bei FN 76 f., siehe den Anwendungsfa ll in SVR 1997, AHV, Nr. 119 (freier 
Missionar im Ausland), E. 4b. 
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2.4.3 Sondernorm in der Unfallversicherung 
Als eine der wenigen Normen, die sich ausdrücklich mit dem religionsge-
meinschaftliehen Dienst befassen, bestimmt Art. la Abs. 3 UVV unter dem 
Titel "Versicherungspflicht in Sonderfallen", dass Angehörige religiöser 
Gemeinschaften ftlr die Zeit, während der sie ausserhalb der Gemeinschaft 
von Dritten gegen Lohn beschäftigt werden, obligatorisch versichert sind. 
In der UV obligatorisch versichert sind grundsätzlich alle in der Schweiz 
beschäftigten Arbeitnehmenden (Art. I a Abs. 1 UVG). Als Arbeitnehme-
rin oder Arbeitnehmer gilt dabei, wer eine unselbständige Erwerbstätig-
keil im Sinne der AHV-Gesetzgebung ausübt. Wie bereits aufgezeigt gel-
ten Angehörige religiöser Gemeinschaften, sofern sie einer Erwerbstätig-
keil nachgehen, bereits aufgrund der AHV -rechtlichen Kriterien als un-
selbständig erwerbstätig und damit als Arbeitnehmende.82 Diese Sonder-
norm wäre damit grundsätzlich verzichtbar,83 zumal sie auch zur falschen 
Annahme verleiten könnte, dass etwa alle, die im weiteren Sinn im reli-
gionsgemeinschaftliehen Dienst tätig sind,84 nicht als Arbeitnehmende im 
Sinn des UVG zu gelten hätten. 85 
2.4.4 Teilzeitarbeit im religionsgemeinschaftliehen Dienst 
2.4.4.1 Allgemeine Problematik der Teilzeitarbeit 
Noch immer- wenn auch in abnehmendem Mass - bilden die vollzeitig bei 
einem einzigen Arbeitgeber Angestellten den Modellfall der schweizeri-
schen Sozialversicherungsgesetzgebung.8r, Teilzeitarbeit und andere beson-
dere Beschäftigungsfonneo gewinnen jedoch laufend an praktischer Be-
"
2 Oben ZifT. 2.4 . 1.1 und bei FN 79 f.; siehe auch MAUR ER, Unfallversicherungsrecht, 
S. 107. 
83 Seit der Harmonisierung des Arbeitnehmerbegriffs der UV mit demjen igen der AHV per 
19YR (Art. 1 UVV) sind solche Normen grundsätzl ich libernüssig. Sinnvollerweise sind 
nur die Ausdehnungen der Versicherungsunterstellung auf Personen zu erwähnen, die 
nicht bereits als Unselbständigerwerbende gelten können. Vgl. LOCHER, S. 200 f. 
84 Der Begriff der religiösen Gemeinschaft wird in der UV -wie im AHV -Recht (siehe 
WSN, Rz. 2020) - eng verstanden ; nur der innerhalb der Gemeinschaft verrichtete 
Dienst gilt demnach als Dienst fiir die religiöse Gemeinschaft; siehe oben 
ZifT. 2.4.1.1 , erster Absatz. 
"' Siehe MAURER, Unfallversicherungsrecht, S. 107, FN 182 . 
KA Gi\CHTER, s. 1 0; LEUZINGER-Ni\EF, S. 92. 
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deutung. Insbesondere im religionsgemeinschaftliehen Dienst wird eine 
grosse Zahl von Tätigkeiten nebenamtlich oder in Teilzeitarbeit veiTichtet. 
Grundsätzlich unterscheiden sich die Probleme, die sich aus der Teilzeitar-
beit ftlr eine Religionsgemeinschaft ergeben, nicht von denen bei anderen 
Teilzeitarbeitsverhältnissen, weshalb auf die diesbezügliche Literatur ver-
wiesen werden kann. 87 Lediglich im Sinn eines Überblicks soll hier kurz 
dargelegt werden, welche Konsequenzen Teilzeitarbeit bezüglich der Ver-
sicherungsunterstellung hat. Vorausgesetzt wird in allen Fällen, dass über-
haupt eine Erwerbstätigkeit im beschriebenen Sinn88 vorliegt. 
2.4.4.2 Geringfügiger Nebenerwerb 
Unselbständiges Erwerbseinkommen, das Fr. 2'000.- im Kalenderjahr 
nicht übersteigt, kann von der Beitragspflicht ausgenommen werden.89 
Dafür wird eine ausdrückliche Zustimmung von Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber verlangt.90 Die Qualifikation einer Tätigkeit als Nebenerwerb 
setzt zwingend eine Haupterwerbstätigkeit voraus,91 d. h. das im Neben-
erwerb erzielte Einkommen muss deutlich geringer sein als das im selb-
ständigen oder unselbständigen Haupterwerb erzielte Einkommen oder 
der Nebenerwerb muss bedeutend weniger Zeit in Anspruch nehmen als 
die Haupttätigkeit Die Haupttätigkeit kann somit auch in der Führung 
eines Haushaltes bestehen.92 Sofern eine Tätigkeit als Nebenerwerb im 
Sinne von Art. 8his AHVV qualifiziert werden kann, hat dies eine Kette 
beitragsrechtlicher Folgen: Da die Beiträge für die IV, die EO, die ALV, 
die Familienzulagen und die UV91 auf die Beitragspflicht gernäss AHVG 
87 
Z. B. BYRNE-SUITON, S. 237fT.; GiiCIITER, S. (i IT. ; LE UZINGER-NAEF, passim. 
88 Oben Ziff. 2.4.1. 
89 
Art. 8his der Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 
31. Oktober 1947 (AHVV). 
90 
Zu den Modalitäten der Zust immung von Arbeitgeber und Arbeitnehmer WBB. 
Rz. 2 11 X IT. 
91 
Ki\SER, Rz. 4.194; Wß8, Rz. 2106 IT. 
92 
BGE 125 V 377 tT. ; WBB, Rz. 2107. 
93 
Im Gegensatz zu Art. 2 lit. d aUVV, der diese Personengruppe ausdrücklich von der 
Versicherungspflicht ausnahm, bestimmt Art. 2 Abs. 2 UVV (in der Fassung der Ver-
ordnung vom 15.1 2. 1997, AS 1998, S. 151 ), dass Personen, die in einem Nebener-
werb weniger verdienen als den in Art. 81"' AHVV angegebenen Betrag, auf die Ver-
sicherung verzichten können . Der Verzicht muss beim zuständigen Versicherer im 
Voraus schriftlich und mit Zustimmung des Arbeitgebers erfolgen. 
522 Thomas Gächter 
abstellen und auf diesen geringfügigen Entgelten aus Nebenerwerb keine 
AHV-Beiträge erhoben werden müssen, sind an alle genannten Sozial-
versicherungen keine Beiträge zu entrichten. 
Dieselbe Einkommensgrenze von Fr. 2'000.- gilt auch ftir selbständige 
Nebentätigkeiten. 94 
2.4.4.3 Teilzeitarbeit im engeren Sinn 
Teilzeitarbeit heisst Reduktion der Arbeitszeit im Vergleich zur jeweili-
gen betriebsüblichen Arbeitszeit. Im Leistungsrecht fUhrt eine solche Re-
duktion der Arbeitszeit - und die damit verbundene Reduktion des Ent-
gelts - zu teilweise erheblichen Veränderungen im Leistungsumfang.95 
Die Beiträge reduzieren sich proportional zur Reduktion des erzielten 
massgebenden Lohnes ftir diejenigen Sozialversicherungen, welche sich 
am Beitragsrecht der AHV orientieren: also neben der AHV die IV, die 
EO und die FL. Gleich verhält es sich auch mit den Beiträgen an die 
AL V. Nur in der UV und der beruflichen Vorsorge können sich gewisse 
Besonderheiten ergeben. So sind Teilzeitbeschäftigte, die nicht mindes-
tens acht Stunden pro Woche bei einem Arbeitgeber tätig sind, in der UV 
nicht obligatorisch gegen Nichtberufsunfälle versichert.96 Die entspre-
chenden Prämien, die zu Lasten des Arbeitnehmers gehen, fallen deshalb 
nicht an. Weiter wurde in der beruflichen Vorsorge der ftir die obligato-
rische Versicherung notwendige Mindestlohn von Fr. 25'320.- häufig 
nicht erreicht.97 Die 1. BVG-Revision, die am I . Januar 2005 in Kraft ge-
treten ist, senkte den Mindestlohn ftir die obligatorische Versicherung 
auf Fr. 18'990.-, was eine Verbesserung ftir die Teilzei tbeschäftigten be-
deutet .'>x 
94 Art. 19 AHVV. 
95 Siehe LEUZ!NGER-NA EF, S. 121 ff. 
96 Art. 8 Abs. 2 i. V. m. Art. 7 Abs. 2 UVG und Art. 13 UVV. Es besteht nur der subsi-
diäre Schutz durch die Krankenversicherung. Als Ausweitung des Versicherungs-
schutzes gelten deren Unfälle auf dem Arbeitsweg dafür als Berufsunfälle (Art. 7 
Abs. 2 UVG, Art. 13 Abs. 2 UVV). 
lJ7 Art. R Abs. 1 BVG in Verbindung mit Art. 5 der Verordnung vom 18. April 1984 ü-
ber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2). 
9
x Siehe AS 2004. S. 1677 ff. 
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2.4.4.4 Befristete Anstellungen 
Bei befristeten Anstellungsverhältnissen, wie sie etwa mit Vertreterinnen 
u.nd V~rtretern ftir bestimmte Funktionen häufig vorkommen, ergeben 
srch pnmär in der beruflichen Vorsorge Abweichungen. Arbeitnehmende 
mit Arbeitsverträgen, die auf höchstens drei Monate befristet sind, wer-
den der obligatorischen beruflichen Vorsorge nicht unterstellt, auch 
wenn der Lohn, den sie bei ganzjähriger Beschäftigung erzielen würden 
dem Obligatorium unterläge.99 ' 
2.4.5 Fazit 
Die sozialversicherungsrechtliche Erfassung des religionsgemeinschaftli-
ehen Die~stes ?ietet .vor allem dort gewisse Eigenheiten, wo Tätigkeiten 
zu beurteilen smd, dre besonders weit von "weltlichen" Beschäftigungs-
formen entfern~ l.regen. Zu nennen sind einerseits die Angehörigen ge-
schlossener rehgröser Gemeinschaften ohne individuelles Einkommen 
(Orden, Klöster) sowie die besonders lose mit einer Gemeinschaft ver-
bundenen Tätigkeiten (Wanderprediger, Missionare). Die Praxis hat je-
doch ftir diese Fälle praktikable Lösungen erarbeitet, die kaum je zu 
Rechtsstreitigkeiten Anlass geben. 
3 Beitragsrechtliche Behandlung von Einkommen 
aus religionsgemeinschaftlicher Tätigkeit 
Di~ meister~ Besonderheiten, die sich bei Einkünften aus religionsge-
memschaftlrchem Dienst ergeben können, wurden bereits erwähnt. Sie 
sollen nochmals unter beitragsrechtlichen Aspekten aufgegriffen werden. 
~on l.nteresse sind vor allem die Ei nkünfte aus einer Erwerbstätigkeit, da 
dre Emkünfte Nichterwerbstätiger beitragsrechtlich nur eine geringe Rol-
le spielen. 100 
99 
100 
Art. 1. Abs . I lit. b BVV 2. Wird das Arbeitsverhältnis über die Dauer von drei Mona-
ten hma~~s verlängert, so sind .d ie Arbeitnehmenden vom Zeitpunkt der Vereinbarung 
der Verlangerung an obhgatonsch versichert. 
~~L zur .. Bemessung der Beiträge Nichterwerbstätiger Art. 28 AHVV. Sonstige Ein-
ku.nfte konne1~ auch be1 der Prämie~werh illigung durch die Kantone von Bedeutung 
sem. da fl1r d1 e Berechtigung auf d1e wJrtschafihchen Verhältnisse der Versicherten 
abzuste ll en ist (Art. li5 Ahs . I K Vm 
3.1 Naturaleinkommen 
Im religionsgemeinschaftliehen Dienst werden Tätigkeiten zu einem 
nicht unerheblichen Teil in Naturalleistungen entschädigt. Zu diesen zäh-
len neben Verpflegung und Unterkunft etwa auch die Bereitstellung einer 
Wohnung oder die Überlassung von Kleidung und Schuhwerk. Bei un-
sclhstiindiger Erwerbstätigkeit wird dabei Verpflegung und Unterkunft 
mit pauschalen Beträgen zum massgebenden Lohn gerechnet.l(11 Anders 
geartetes Naturaleinkommen ist von Fall zu Fall nach den Umständen 
von der Ausgleichskasse zu schätzen und ebenfalls zum massgebenden 
Lohn zu rechnen. 102 Angerechnet werden diese Leistungen aber nur, 
wenn sie regelmässig erbracht werden. Gelegentliche Naturalleistungen 
gehören dagegen nicht zum massgebenden Lohn. 103 Bei selbständiger 
Enverbstätigkeit sind allfällige Naturalbezüge in dem Mass zu berück-
sichtigen, wie sie nach dem Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer 
. h d IM zum Emkommen gerec net wer en. 
3.2 Spenden und Schenkungen 
Ob und in welchem Mass fre iwillige Zuwendungen an Mitarbeitende des 
religionsgemeinschaftliehen Dienstes als Erwerbseinkommen gelten und 
damit beitragsrechtlich relevant werden, lässt sich nur nach den Umstän-
den des Einzelfalls beurteilen. Als Faustregel kann gelten, dass gelegent-
liche oder einmalige Spenden, die auch keine Gegenleistungen ftir die 
religionsgemeinschaftliche Tätigkeit darstellen,105 nicht zum Erwerbsein-
kommen zählen, regelmässige Spenden, ftir die auch entsprechende Kol-
1 k . . d d h 106 e ten orgamstert wer en, agegen sc on. 
10 1 Siehe Art. II AHVV. Die Tagespauschale beläuft sich dabei gegenwärt ig auf Fr. 30.-
(Abs. I). Wird nicht volle Verpflegung und Unterkunft gewährt . so wi rd der Ansatz 
gernäss Art. II Abs. 2 A HVV aufgeteilt in Frühstück (Fr. 4.-), Mittagessen (Fr. 9.-), 
Abendessen (Fr. 7.-), Unterkunft (Fr. 10.-) . 
102 Art. 13 AHVV. 
103 WML. Rz. 2046, 2048. 
104 Art. 17 und 23 AHVV. Naturalbezüge werden steuerrechtlich nach dem Marktwert 
bemessen , siehe Art . 16 Abs. 2 des BG über die direkte Bundessteuer vom 14. De-
zember 1990. 
105 SVR 1997, AHV, Nr. 119 (freier Missionar im Ausland), E. 4c. 
1111
' S iehe oben Ziff. 2.4. 1.3, mit Hinweisen. 
3.3 Einkommen römisch-katholischer Weltgeistlicher 
Zum massgebenden Lohn der katholischen Weltgeistlichen gehören nach 
der älteren PraxiS, 107 die noch stets flir massgeblich erachtet wird, 108 das 
Gehalt, die Erträgnisse aus Pfründen (Benefizien), Zuschüsse der öffent-
lichen Hand, Vergütungen örtlicher Kultusgemeinschaften sowie regel-
mässige Naturall eistungen. 109 
3.4 Ausrichtung des Arbeitsentgelts an die Religionsgemein-
schaft 
Mitglieder religiöser Gemeinschaften, insbesondere religiöser Orden, 
sind häufig flir Dritte tätig, welche das Entgelt für die Tätigkeit der Ge-
meinschaft bzw. dem Mutterhaus zukommen lassen. Dieses Entgelt ist 
als Erwerbseinkommen beitragsrechtlich relevant. Die Abrechnung er-
folgt grundsätzlich durch das Mutterhaus, auch wenn der Dritte als Ar-
beitgeber gilt. 110 Der für den Ei ntrag im individuellen Konto massgeben-
de Lohn der einzelnen Mitglieder der Gemeinschaft wird ermittelt, indem 
der innerhalb eines Jahres erzielte gesamte massgebende Lohn, der dem 
Mutterhaus bzw. der Gemeinschaft entrichtet worden ist, durch die Zahl 
der Mitglieder geteilt wird (Durchschnittslohn). 111 
3.5 Lohnverzicht 
Verzichtet eine Person, die im religionsgemeinschaftliehen Dienst tä-
tig ist, auf ein Entgelt, obwohl üblicherweise ein solches erbracht 
wird (z. B. regelmässige Einsätze als Kirchenmusikerin ohne Bezah-
lung), fehlt es am Entgelt, das für die Qualifikation als Erwerbstätigkeit 
erforderlich ist. 112 Anders als etwa im Recht der Ergänzungsleistun-
107 
EVGE 1954, S. 18, vgl. auch EVGE 1967 S. 231. 
108 
WML, Rz. 4015; GREBER/Duc /SCARTAZZINI, Art. 5 N !5 1 ff. 
109 
Siehe auch WML, Rz. 2046. 
110 
WBB, Rz. 101 6; sieheauch vorneZiff. 2.4. 1.1. 
111 
WML, Rz. 4017. 
112 
Für den Fall, dass nur auf ein persönliches Entgelt verzichtet wird, nicht aber auf ein 
Entgelt gegenüber dem Mutterhaus bzw. der Gemeinschall oben Ziff. 3.4. 
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3.1 Naturaleinkommen 
Im religionsgemeinschaftliehen Dienst werden Tätigkeiten zu einem 
nicht unerheblichen Teil in Naturalleistungen entschädigt. Zu diesen zäh-
len neben Verpflegung und Unterkunft etwa auch die Bereitstellung einer 
Wohnung oder die Überlassung von Kleidung und Schuhwerk. Bei un-
selbständiger Etwerbstätigkeit wird dabei Verpflegung und Unterkunft 
mit pauschalen Beträgen zum massgebenden Lohn gerechnet. 101 Anders 
geartetes Naturaleinkommen ist von Fall zu Fall nach den Umständen 
von der Ausgleichskasse zu schätzen und ebenfalls zum massgebenden 
Lohn zu rechnen. 102 Angerechnet werden diese Leistungen aber nur, 
wenn sie regelmässig erbracht werden. Gelegentliche Naturalleistungen 
gehören dagegen nicht zum massgebenden Lohn. 103 Bei selbständiger 
Etwerbstätigkeit sind allfällige Naturalbezüge in dem Mass zu berück-
sichtigen, wie sie nach dem Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer 
zum Einkommen gerechnet werden.104 
3.2 Spenden und Schenkungen 
Ob und in welchem Mass freiwillige Zuwendungen an Mitarbeitende des 
religionsgemeinschaftliehen Dienstes als Erwerbseinkommen gelten und 
damit beitragsrechtlich relevant werden, lässt sich nur nach den Umstän-
den des Einzelfalls beurteilen . Als Faustregel kann gelten, dass gelegent-
liche oder einmalige Spenden, die auch keine Gegenleistungen für die 
religionsgemeinschaftliche Tätigkeit darstellen, 105 nicht zum Erwerbsein-
kommen zählen, regelmässige Spenden , flir die auch entsprechende Kol-
lekten organisiert werden, dagegen schon.106 
10 1 Siehe Art. II AHVV. Die Tagespauschale beläuft sich dabei gegenwärtig auf Fr. 30.-
(Abs. I ). Wird nicht volle Verpflegung und Unterkunft gewährt, so wird der Ansatz 
gemäss Art . II Abs. 2 AHVV aufgeteilt in Frühstück (Fr. 4.- ), Mittagessen (Fr. 9.-), 
Abendessen (Fr. 7.-), Unterkunft (Fr. 10.-). 
102 Art. 13 AHVV. 
103 WML. Rz. 2046, 2048 . 
1 11~ Art. 17 und 23 AHVV. Naturalbezüge werden steuerrechtlich nach dem Marktwert 
bemessen , siehe Art. 16 Abs. 2 des BG über die direkte Bundessteuer vom 14. De-
zember 1990. 
105 SVR 1997, AHV, Nr. 119 (freier Mi ssionar im Ausland), E. 4c . 
106 Siehe oben Ziff. 2.4.1.3. n1it Hinweisen. 
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3.3 Einkommen römisch-katholischer Weltgeistlicher 
Zum massgebenden Lohn der katholischen Weltgeistlichen gehören nach 
der älteren Praxis, 1117 die noch stets flir massgeblich erachtet wird, 108 das 
Gehalt, die Erträgnisse aus Pfründen (Benetizien), Zuschüsse der öffent-
lichen Hand, Vergütungen örtlicher Kultusgemeinschaften sowie regel-
mässige Naturalleistungen. 109 
3.4 Ausrichtung des Arbeitsentgelts an die Religionsgemein-
schaft 
Mitglieder religiöser Gemeinschaften, insbesondere religiöser Orden, 
sind häufig für Dritte tätig, welche das Entgelt flir die Tätigkeit der Ge-
meinschaft bzw. dem Mutterhaus zukommen lassen. Dieses Entgelt ist 
als Erwerbseinkommen beitragsrechtlich relevant. Die Abrechnung er-
folgt grundsätzlich durch das Mutterhaus, auch wenn der Dritte als Ar-
beitgeber gilt. 110 Der flir den Eintrag im individuellen Konto massgeben-
de Lohn der einzelnen Mitglieder der Gemeinschaft wird ermittelt, indem 
der innerhalb eines Jahres erzielte gesamte massgebende Lohn, der dem 
Mutterhaus bzw. der Gemeinschaft enlrichlel worden ist, durch die Zahl 
der Mitglieder geteilt wird (Durchschnittslohn) .111 
3.5 Lohnverzicht 
Verzichtet eine Person , die im religionsgemeinschaftliehen Dienst tä-
tig ist, auf ein Entgelt , obwohl üblicherweise ein solches erbracht 
wird (z. B. regelmässige Einsätze als Kirchenmusikerin ohne Bezah-
lung), fehlt es am Entgelt, das für die Qualiftkation als Erwerbstätigkeit 
erforderlich ist. 11 2 Anders als etwa im Recht der Ergänzungsleistun-
107 EVGE 1954, S. 18, vgl. auch EVGE 1967 S. 231. 
108 WML, Rz. 4015 ; GREBER/Duc/ScA RTAZZINI, Art. 5 N 151 ff. 
109 Siehe auch WML, Rz. 2046. 
110 WBB, Rz. I 0 16; siehe auch vorne Zi ff. 2.4 .1.1. 
111 WML, Rz. 4017 . 
11 2 Für den Fall, dass nur auf ein persönliches Entgelt verzichtet wird, nicht aber auf ein 
Entgelt gegenüber dem Mutterhau s bzw. der Gemeinschaft oben Ziff. 3.4. 
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gen 11 3 bildet Einkommen, auf das verzichtet wird, beitragsrechtlich kei-
nen Anknüpfungspunkt. 
4 Berücksichtigung des religionsgemeinschaftliehen 
Dienstes im Leistungsbereich 
4.1 Grundsatz: Pauschaler Schadensausgleich 
Die Leistungen der Sozialversicherungen stellen typischerweise einen 
pauschalen Schadensausgleich dar. Sie werden in der Form typisierter, 
gesetzlich umschriebener Versicherungsleistungen zugesprochen. Anders 
als etwa im privaten Haftpflichtrecht wird nicht ein konkreter Scha-
densausgleich angestrebt. 114 
Ob eine anspruchsberechtigte Person im religionsgemeinschaftliehen 
Dienst tätig ist, spielt im Leistungsbereich damit grundsätzlich keine Rol-
le; der Leistungsanspruch entsteht mit der Erfüllung der gesetzlichen An-
spruchsvoraussetzungen . In wenigen Fällen ist jedoch die Art der ausge-
übten Tätigkeit oder die Integration in eine religiöse Gemeinschaft von 
Bedeutung. 
4.2 Invalidität 
Die Invalidenversicherung kennt vier verschiedene Methoden der Be-
messung des lnvaliditätsgrades. Auf Angehörige einer geschlossenen re-
ligiösen Gemeinschaft (Kiostergemeinschaften, religiöse Orden), die 
keine Erwerbstätigkeit ausüben, wird die so genannte spezifische Metho-
de des Betätigungsvergleichs angewandt. Der Invaliditätsgrad wird durch 
die Gegenüberstellung der ohne und mit Gesundheitsschaden ausgeübten 
bzw. möglichen Tätigkeiten bemessen.115 Art. 27 Satz 2 IVV enthält dazu 
die Spezialbestimmung, dass als Aufgabenbereich der Angehörigen einer 
klösterlichen Gemeinschaft die gesamte Tätigkeit in der Gemeinschaft 
113 Siehe Art. 3 Abs . I lit. g des BG über Ergänzungsl eistungen zur Alters-, Hinterlasse-
nen- und Invalidenversicherung (ELG); dazu CARIG IET, Rz. 95 ff. 
114 Statt vieler MEYER-BLASER, Rz. 15 ff. 
11 5 Kreisschreiben über Invalidität und Hilflosigkeit in der Invalidenversicherung 
(KSI H ), Stand I. Januar 2004, Rz. 300 I, 3087. 
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gilt. Bei der Bestimmung des Tätigkeitsbereichs, welcher der versicher-
ten Person nach Eintritt der Invalidität noch zugemutet werden darf ist 
demn~~~ ni~ht _ allein die bisherige Tätigkeit, sondern die gesamte mÖgli-
che Tatigke1t mnerhalb der klösterlichen Gemeinschaft in Betracht zu 
ziehen. Ein Beispiel: Eine Ordensangehörige war bislang ausschliesslich 
als ~öchin tätig. Trotz der gesundheitlichen Beeinträchtigung kann sie 
aber m der klösterlichen Gemeinschaft noch einer der üblichen Tätigkei-
ten der Ordensangehörigen nachgehen . Nur soweit als sie auch darin be-
hindert ist, gilt sie als invalid. 116 Das bedeutet, dass bei Ordensangehöri-
gen - aufgrund des breit definierten Aufgabenbereichs- der Invaliditäts-
grad in der Regel geringer sein dürfte als bei anderen Nichterwerbstäti-
gen. Sachl_ich lässt sich dies nur rechtfertigen, wenn eine enge klösterli-
che Gememschaft gelebt wird und die Aufgaben tatsächlich austausch-
b . d 11 7 D B . ar sm . er egnff der "klösterlichen Gemeinschaft" in Art. 27 
Satz 2 IVV mus~ ~!so eng ~usgelegt werden, damit Angehörige einer ge-
schlossenen Rehgwnsgememschaft nicht benachteiligt werden. 
Da viel~ religi~nsgemeinschaftliche Tätigkeiten teilamtlich ausgeübt 
werden, tst für dtese Fälle die so genannte gemischte Methode der Inva-
liditätsgradsbemessung anzuwenden. 11 R Der Invaliditätsgrad wird fiir die 
Erwerbstätigkeit anband des Einkommensvergleichs ermittelt der Invali-
ditätsgrad für die Tätigkeit im anderen Aufgabenbereich anh~nd des Be-
tätigungsvergleichs. 
4.3 Ergänzungsleistungen 
Die jährlichen Ergänzungsleistungen , die den Bezügerinnen und Bezü-
gern von Renten der AHV und IV einen angemessenen Existenzbedarf 
gewährleisten sollen ,119 entsprechen dem Betrag, um den die nach den 
Grundsätzen des Ergänzu ngsleistungsgesetzes anerkannten Ausgaben die 
llfi KSIH, Rz. 3 103 f. 
11 1 s· h 1e e etwa RIEMER-K~FKA, S. 11 3, .?ie_ darauf hinweist, dass die Arbeitsunfahigkeit 
auch be1 Ordensangehangen grundsatzli eh bezogen auf die bisherige Tätigkeit, nicht 
118 
bezogen auf eme zumutbare künftige Tätigkeit, bestimmt werden muss. 
D~es m den Fällen, in denen neben der Teilzeitarbeit im religionsgemeinschaftliehen 
D1enst mcht eme andere Erwerbstätigkeit, sondern Tätigkeiten in anderen Aufgabenbe-
11 9 re1chen (z. B. Haushalt, Studium) wahrgenommen werden; KSIH, Rz. 300 I, 3105 fT. 
Siehe Art. 196 ZifT. 10 BY. 
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anrechenbaren Einnahmen 120 übersteigen. 121 Leistungen fUr den Lebensun-
terhalt, die Mitgliedern religiöser oder wohltätiger Gemeinsc~aften gernäss 
Vertrag, Statuten oder Ordensregeln als Gegenl~istung fUr d1e zu Gun~.ten 
der Gemeinschaft geleistete Arbeit oder flir emgebrachtes Gut gewahrt 
werden gelten als Leistungen aus verpfründungsähnlichen Vereinbarungen 
und da:nit als anrechenbare Einnahmen. 122 Im Einzel fall kommt es darauf 
an, in welchem Umfang Leistungen an die Angehörigen der G.emeinschaft 
vereinbart oder nach den einschlägigen Regeln geschuldet smd. Besteht 
Anspruch auf vollen Lebensunterhalt, was bei Ordensgemein.schaften den 
Regelfall bildet, so werden grundsätzlich keine Ergänzungsleistungen a~s­
gerichtet.123 Beschränken sich die von der Gemeinschaft geschuldeten Lets-
tungen jedoch auf Verpflegung und Unterkunft, werden diese nach ~~4n fur 
die Bewertung des Naturaleinkommens geltenden Regeln bewertet. B.e-
sonderen Regeln folgt nach der Praxis die Berechnung von Ergänzungsleis-
tungen für pflegebedürftige Ordensangehörige.
125 
4.4 Arbeitslosenversicherung 
Verliert ein Mitarbeiter einer Religionsgemeinschaft seine Stelle, so kön-
nen sich unter Umständen im Arbeitslosenversicherungsrecht heikle Fr~­
gen ste llen . Wenige Probleme bieten Mitarbeitende, die nicht. d.irekt.mit 
der Verkündigung der Religionsinhalte befasst waren ( admi~Istrahves 
Personal Sakristane Musiker). Diese dürften in der Regel wemg Vorbe-
halte haben, bei ein~r anderen Religionsgemeinschaft oder auch in an?~­
ren Branchen eine Beschäftigung zu suchen. Dagegen ist es flir rehgt-
onsgemeinschaftliche Mitarbeitende, die sehr na?e mit der Ve~breitung 
und Pflege der religiösen Inhalte befasst waren, viel schw~rer, .eme an~e­
re Tätigkeit in Aussicht zu nehmen.m In der ALV kann dies dte VermJtt-
120 zur Massgeblichkeit von Einkommensverzicht für die Berechnung der anrechenbaren 
Einnahmen bereits vorne, Ziff. 3.5, FN 113. 
121 Art. 3a Abs. I ELG. 
122 Art. 3 Abs. 1 lit. e ELG; dazu Wegleitung über die Ergänzungsleistungen zur AHV 
und IV (WEL), Stand I. Januar 2004, Rz. 2122; RUMO-JUNGO, S. 31 f. 
123 WEL, Rz. 2116; RUMO-J UNGO, S. 31 f. 
124 WEL, Rz. 2119, 2067; siehe auch oben Ziff. 3.1. 
m Siehe die detaillierten Ausführungen dazu in WEL, Rz. 2022 ff. . 
12" So dürften sich etwa die wirtschaftlichen Erwerbstätigkeiten , die ein Priester oder em 
Imam zu übernehmen bereit sind, auf ein sehr enges Gebiet beschränken. 
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lungsfähigkeit der Betroffenen erschweren oder verunmöglichen. Es fehlt 
insbesondere an der subjektiven Vermittlungsfähigkeit, wenn solche Ar-
beitnehmende nicht bereit sind, eine andere zurnutbare Arbeit anzuneh-
men, die nicht genau der bisherigen Tätigkeit entspricht. 127 Ist die subjek-
tive Vermittlungsunfähigkeit rechtsgenügend erstellt,m so führt dies zum 
Ausschluss vom Anspruch auf Arbeitslosentaggelder. 129 
Von der Annahmepflicht ausgenommen sind Stellen, die für den Be-
troffenen unzumutbar im Sinne des Gesetzes sind. Mit Bezug auf Mit-
arbeitende von Religionsgemeinschaften stellt sich insbesondere die 
Frage, ob eine Stelle den "persönlichen Verhältnissen" angemessen 
ist. 130 Zu diesen persönlichen Verhältnissen zählen gerade auch religiö-
se Überzeugungen. 131 Zudem kann in besonderen Fällen die Annahme 
einer Stelle auch deshalb unzumutbar sein, weil sie die Wiederbeschäf-
tigung des Versicherten in seinem Berufwesentlich erschwert, falls auf 
eine solche Wiederbeschäftigung in absehbarer Zeit überhaupt Aus-
sicht besteht. Diese Bestimmung bietet für hoch spezialisierte Berufs-
leute einen relativen Berufsschutz.132 Dieser dürfte aber nur dann grei-
fen, wenn die Annahme einer Stelle die Rückkehr in eine besondere re-
ligionsgemeinschaftliche Tätigkeit mit höchster Wahrscheinlichkeit aus-
schliessen würde. 
Obwohl in der AL V fUr den gesamten massgebenden Lohn bis zum Ma-
ximalbetrag von Fr. I 06'800 Beiträge zu bezahlen sind,\.13 berechtigt nicht 
jeder Wegfall von Einkommen zum Bezug von Arbeitslosentaggeldem. D 4 
Beläuft sich das weggefallene monatliche Einkommen auf weniger als 
127 Art. 15 Abs. I AVIG; NUSSBAUMER, Rz. 219. 
128 NUSSBAUMER, Rz. 219, mit Hinweisen. 
129 Vgl. Art. R Abs. I AVIG; LOCIIER, S. 146. 
130 Art.16Abs.2lit.cAVIG. 
131 NuSSBAUM ER, Rz. 241, mit Hinweis; siehe auch Duc, S. 214 f.; Entscheid des Eidge-
nössischen Versicherungsgerichts vom 2. Juni 1997, wiedergegeben in: Arbeitsrecht 
und Arbeitslosenversicherung 1998. Nr. 47. S. 276 ff.; Dieser Ausschluss von der 
Zumutbarkeit schützt jedoch nur davor, im Rahmen der künftigen Tätigkeit Handlun-
gen vornehmen zu müssen, die gegen zentrale religiöse Gebote verstossen. Er soll aber-
wie sich bereits aus der Gesetzessystematik ergibt- keinen Schutz davor bieten , sich 
in einem anderen als dem bisherigen Berufbetätigen zu müssen. 
132 NUSSBAUMER, Rz. 242. 
133 Art. 18 ATSG in Verbindung mit Art. 23 Abs. I AVlG und Art. 22 Abs. I UVV. 
134 D. h. der massgebende Lohn gilt erst ab einer vom Bundesrat zu bestimmenden Min-
destgrenze als versicherter Verdienst ; Art. 23 Abs. I A VIG. 
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Fr. 500.-, 135 so begründet dieser Wegfall allein noch keinen Anspruch. 136 
Diese Regelung wirkt sich auf Nebenbeschäftigungen mit eher geringer 
Bezahlung aus, wie sie bei religionsgemeinschaftliehen Tätigkeiten recht 
häufig vorkommen (beispielsweise Musiker, die nur einmal wöchentlich 
zu einem regelmässigen kurzen Einsatz kommen oder Sakristane, die nur 
einmal wöchentlich den ordentlichen Sakristan vertreten). 
5 Sonderrecht für den religionsgemeinschaftliehen Dienst? 
Das geltende Sozialversicherungsrecht kennt sehr wenige Normen, die 
auf die Besonderheiten des religionsgemeinschaftliehen Dienstes zuge-
schnitten sind. Jede einzelne Tätigkeit muss gesondert betrachtet und im 
beschriebenen Sinn unter die sozialversicherungsrechtlichen Vorschrif-
ten subsumiert werden. Wäre vor diesem Hintergrund zu wünschen, dass 
speziell für den religionsgemeinschaftliehen Dienst besondere Normen 
geschaffen würden? 
In der sozialversicherungsrechtlichen Praxis bereitet die Erfassung des 
religionsgemeinschaftliehen Dienstes keine besonderen Probleme. Rechts-
streitigkeiten zu diesem Fragenkomplex sind äusserst selten. In den mass-
geb lichen Wegleitungen des Bundesamts für Sozialversicherung finden 
sich Antworten zu Fragen, die aufgrund der allgemeinen Kriterien der 
Versicherungsunterstellung, Beitragserhebung oder Leistungserbringung 
nicht auf Anhieb zu beantw01ten wären. 
Se lbst wenn für häufige Besonderheiten des religionsgemeinschaftliehen 
Dienstes Sondernormen geschaffen würden , könnten diese aufgrund der 
Vielgestaltigkeit der Funktionen im religiösen Umfeld niemals abschlies-
send sein. Immer müsste in Zweifelsfallen auf die allgemeinen Regeln 
zurückgegriffen werden. 
Gegenwärtig ist der Staat bei der sozialversicherungsrechtlichen Erfas-
sung des religionsgemeinschaftliehen Dienstes religiös neutral, da kein 
Unterschied zwischen den in den verschiedenen Religionsgemeinschaf-
13 5 Für Heimarbeiterinnen und Heimarbeiter gilt eine Grenze von Fr. 300.-; Art. 40 der 
Verordnung über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzent-
schädigung vom 31. August 1983 (A VIV). 
1.16 Art . 40 A VIV; dazu 8YRNF.-SUTTON, S. 297; NUSSRI\UMER, Rz. 298 ff. 
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ten vorkommenden Tätigkeiten gemacht wird. 137 Massgeblich sind allein 
die allgemeinen Kriterien . Selbst die Sondernormen im Unfall- und Inva-
lidenversicherungsrecht, die auf den ersten Blick auf das katholische Or-
densleben zugeschnitten zu sein scheinen, sind bei näherer Betrachtung 
auf alle religiösen Gemeinschaften anwendbar, deren Mitglieder haupt-
sächlich im Rahmen der Gemeinschaft tätig sind; damit fallen etwa auch 
buddhistische Klostergemeinschaften oder evangelische Diakonissinnen 
unter die genannte Norm. Weitere Sonderregelungen, die allenfalls nicht 
auf alle religiösen Gemeinschaften angewandt werden könnten, würden 
diese bislang vorbildliche Neutralität relativieren. 
Insgesamt ist die eingangs gestellte Frage, ob das geltende Sozialversi-
cherungsrecht für die im religionsgemeinschaftliehen Dienst Tätigen sei-
ne Schutzziele adäquat erreicht, zu bejahen. Ein Bedarf nach sozialversi-
cherungsrechtlichen Sondernormen für den religionsgemeinschaftliehen 
Dienst besteht nicht. Man könnte sich viel eher fragen, ob nicht die zwei 
Sondernormen, 138 die sich explizit mit dem religionsgemeinschaftliehen 
Dienst befassen, wegen ihrer allfalligen Missverständlichkeit zu strei-
chen wären. 
6 Ergebnis 
Das Sozialversicherungsrecht unterscheidet grundsätzlich nicht danach, 
ob ein Versicherter im Dienst einer Religionsgemeinschaft oder eines 
anderen Arbeitgebers steht bzw. eine Erwerbstätigkeit aus religiösen oder 
rein finanziellen Motiven ausübt. Massgeblich ist allein, ob die Voraus-
setzungen für die Versicherungsunterstellung oder für den Anspruch auf 
bestimmte Leistungen erfüllt sind. Diese Voraussetzungen knüpfen an 
Merkmale an, die nicht (direkt) mit der Zugehörigkeit zu oder der Tätig-
keit für eine Religionsgemeinschaft in Verbindung stehen. Besonderhei-
ten im Rahmen der religionsgemeinschaftliehen Tätigkeit kann bei der 
Subsumtion unter die sozialversicherungsrechtlichen Normen Rechnung 
getragen werden. Ein eigentliches Sonderrecht für den religionsgemein-
schaftliehen Dienst widerspräche dem geltenden System und erscheint 
auch nicht wünschbar. 
137 Z 1. . . ur re 1g1ösen Neutralität gegenüber verschiedenen Konfessionen im Allgemeinen 
FAMOS, S. 116 f. 
138 
Art. Ia Abs. 3 UVV (dazu oben Ziff. 2.4 .3) und Art. 27 Satz 2 IVV (dazu oben 
Ziff. 4.2). 
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